


- 2 - 

Das Verfahren wird eingestellt, soweit es die Beteilig-
ten in der Hauptsache für erledigt erklärt haben.  
 
Das angegriffene Urteil wird geändert.  
 
Mit Ausnahme der verfügten Ablehnung des Eintra-
gungsantrags vom 15. Juli 2021 und der hierauf be-
zogenen Anordnung, die Repetierbüchse Anschütz, 
Kaliber 6mm FIobert, Herstellernummer 639534 
nachweislich einem Berechtigten zu überlassen oder 
unbrauchbar zu machen, wird der Bescheid des Be-
klagten vom 26. Juni 2023 insgesamt aufgehoben.  
 
Der Beklagte wird verpflichtet, dem Kläger die Er-
laubnis zum Besitz der Waffen, deren Erwerb dieser 
unter dem 4. November 2021, 31. Januar 2022, 
28. Februar 2022, 1. Mai 2022 und 25. September 
2022 angezeigt hat, zu erteilen.  
 
Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens beider 
Rechtszüge.  
 
Der Beschluss ist wegen der Kosten vorläufig voll-
streckbar. Der Beklagte darf die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe des beizutreibenden Be-
trages abwenden, wenn nicht der Kläger vor der 
Vollstreckung Sicherheit in entsprechender Höhe 
leistet. 
 
Die Revision wird nicht zugelassen. 
 
Der Streitwert wird unter Änderung der erstinstanzli-
chen Streitwertfestsetzung für beide Instanzen auf 
57.223,75.- Euro festgesetzt. 

 

 

G r ü n d e 
 

I. 

 

Der Beklagte erteilte dem Kläger verschiedene Waffenbesitzkarten, eine Erlaubnis 

zum Erwerb und Besitz von Munition, einen Kleinen Waffenschein, einen Munitions-

erwerbsschein Nr. 2273 und eine Anzeigenbescheinigung für Magazine. In den Waf-

fenbesitzkarten, die ihm als Sammler, als Sportschütze und als Standard-

Waffenbesitzkarte erteilt worden waren, waren im Juni 2023 insgesamt 197 Waffen 

eingetragen.  
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Der Kläger ist seit 2014/2015 Mitglied der politischen Partei "Alternative für Deutsch-

land" (AfD). Er kandidierte 2020 für diese bei den Kommunalwahlen in Rommerskir-

chen, 2021 für die Bundestagswahlen sowie 2022 für die Landtagswahlen in Nord-

rhein-Westfalen. Des Weiteren ist er stellvertretender Sprecher der AfD Rhein-Kreis 

Neuss.  

 

Mit Schreiben vom 15. Juli 2021, 4. November 2021, 31. Januar 2022, 28. Februar 

2022, 1. Mai 2022 und 25. September 2022 beantragte der Kläger beim Beklagten, 

weitere als Altbestand angezeigte und erworbene Schusswaffen in seine Waffenbe-

sitzkarten einzutragen.  

 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz stufte die AfD am 25. Februar 2021 als soge-

nannten Verdachtsfall ein und begründete dies damit, es lägen hinreichend verdich-

tete tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor, dass diese Partei gegen die freiheitlich 

demokratische Grundordnung gerichtete Bestrebungen verfolge. Die unter anderem 

auf Unterlassung dieser Einstufung durch das Bundesamt gerichtete Klage der AfD 

wies das Verwaltungsgericht Köln mit Urteil vom 8. März 2022 - 13 K 326/21 - ab. 

Die Berufung gegen dieses Urteil wies das Oberverwaltungsgericht mit Urteil 13. Mai 

2024 - 5 A 1218/22 - zurück. Mit Beschluss vom 16. September 2024 half es der Be-

schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision nicht ab und legte diese zur Ent-

scheidung dem Bundesverwaltungsgericht vor.   

 

Nachdem der Beklagte zwischenzeitlich Kenntnis von den politischen Tätigkeiten des 

Klägers für die AfD erhalten hatte, gab er dem Kläger mit Schreiben vom 11. Mai 

2023 Gelegenheit, zu dem deshalb beabsichtigten Widerruf seiner waffenrechtlichen 

Erlaubnisse Stellung zu nehmen.  

 

Mit Bescheid vom 26. Juni 2023 widerrief der Beklagte die Waffenbesitzkarten des 

Klägers, dessen darin eingetragene Erlaubnisse zum Erwerb und Besitz von Muniti-

on, dessen Kleinen Waffenschein, dessen Munitionserwerbsschein sowie dessen 

Anzeigebescheinigung für Magazine vom 14. September 2021 (Nr. I des Beschei-

des). Ferner lehnte der Beklagte die Anträge des Klägers vom 15. Juli 2021 (fälsch-

benannt als Antrag vom 19. Juli 2021), vom 4. November 2021, 31. Januar 2022, 
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28. Februar 2022, 1. Mai 2022 und 25. September 2022 (fälschlich benannt als An-

trag vom 17. September 2022), weitere Schusswaffen in dessen Waffenbesitzkarten 

einzutragen, ab (Nr. II des Bescheides). Zugleich ordnete der Beklagte an, näher 

bezeichnete Waffen und die im Besitz des Klägers befindliche erlaubnispflichtige 

Munition innerhalb von drei Monaten ab Bescheidzustellung nachweislich einer be-

rechtigten Person zu überlassen oder die Waffen unbrauchbar zu machen (Nr. III des 

Bescheides). Außerdem führte er aus, dass die Erlaubnisdokumente ihm gemäß § 

46 Absatz 1 WaffG innerhalb der genannten Frist zurückzugeben seien (ebenfalls Nr. 

III des Bescheides). Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die Verpflichtung, die 

Erlaubnisdokumente zurückzugeben, drohte der Beklagte die Festsetzung eines 

Zwangsgeldes von 250,- Euro an (Nr. IV des Bescheides). Außerdem ordnete er die 

sofortige Vollziehung der unter Nr. III des Bescheides getroffenen Regelungen an 

(Nr. V des Bescheides). Schließlich setzte der Beklagte eine Verwaltungsgebühr in 

Höhe von 723,75 Euro fest (Nr. VI des Bescheides). Zur Begründung führte er im 

Wesentlichen aus: Es liege die Regelvermutung der waffenrechtlichen Unzuverläs-

sigkeit des § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b und c WaffG vor. Das folge aus der Mit-

gliedschaft des Klägers in der AfD und daraus, dass er für diese Partei im Jahr 2020 

bei der Kommunalwahl in Rommerskirchen, im Jahr 2021 bei der Bundestagswahl 

sowie im Jahr 2022 bei der Landtagswahl Nordrhein-Westfalen kandidiert habe und 

stellvertretender Sprecher der AfD Rhein-Kreis Neuss sei. Das Bundesamt für Ver-

fassungsschutz stufe die AfD als Verdachtsfall ein. Atypische Umstände lägen nicht 

vor.  

 

Der Kläger hat am 10. Juli 2023 Klage erhoben. Seinen zugleich gestellten Antrag 

auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes hat das Verwaltungsgericht durch Be-

schluss vom 21. August 2023 - 22 L 1801/23 - ganz überwiegend abgelehnt. Die Be-

schwerde dagegen hat der beschließende Senat durch Beschluss vom 22. März 

2024 - 20 B 969/23 - zurückgewiesen. Zwischenzeitlich hatte der Beklagte mit Be-

scheid vom 6. November 2023 den verfügten Widerruf der Anzeigebescheinigung 

vom 14. September 2021 zurückgenommen. Daraufhin haben die Beteiligten das 

Verfahren erstinstanzlich insoweit übereinstimmend für erledigt erklärt. 

 

Zur Begründung seiner Klage hat der Kläger vorgetragen: Es werde verkannt, dass 

in § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b WaffG der Nachweis des Verfolgens verfassungswid-
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riger Bestrebungen erbracht sein müsse und kein gesicherter Nachweis vorliege, 

dass die AfD solche Bestrebungen verfolge. Die Beobachtung durch den Verfas-

sungsschutz genüge nicht. In seiner Person gebe es keine verfassungsfeindlichen 

Betätigungen. Er distanziere sich ausdrücklich von derartigen Bestrebungen, auch in 

der AfD. Ausdrücklich bekenne er sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung 

der Bundesrepublik Deutschland und lehne verfassungsfeindliche Bestrebungen ab. 

Er fühle sich an seinen Diensteid auf das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-

land als Bundesbeamter a. D. weiterhin gebunden. Auch die herangezogenen Veröf-

fentlichungen in Bezug auf sein politisches Engagement belegten keine solchen Be-

strebungen.  

 

Der Kläger hat sinngemäß beantragt, 

 

den Bescheid des Beklagten vom 26. Juni 2023 auf-
zuheben und den Beklagten zu verpflichten,  
 
1. die Salutwaffe des Typs Repetierbüchse, Kaliber 

6 mm Flobert, Hersteller Anschütz, Herstellungs-
nummer 639534, und 

 
2. die übrigen unter der Nr. II des Bescheids vom 

26. Juni 2023 aufgeführten Schusswaffen, deren 
Erwerb der Kläger am 4. November 2021, am 31. 
Januar 2022, am 28. Februar 2022, am 1. Mai 
2022 und am 17. September 2022 angezeigt hat-
te,  

 
in eine noch zu erteilende bzw. bereits erteilte Waf-
fenbesitzkarte für Waffensammler einzutragen. 
 

 

Der Beklagte hat beantragt, 

 

die Klage abzuweisen.  
 

 

Er ist der Klage entgegengetreten und hat sich zur Begründung auf die Gründe sei-

nes Bescheides bezogen.  

 

Mit dem angegriffenen Urteil hat das Verwaltungsgericht die unter Nr. IV des Be-

scheides vom 26. Juni 2023 ausgesprochene Zwangsgeldandrohung aufgehoben, im 
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Übrigen die Klage jedoch abgewiesen. Zur Begründung hat es im Wesentlichen aus-

geführt: Hinsichtlich der "Formulierung", dass der Kläger zur Rückgabe der Erlaub-

nisdokumente verpflichtet sei (Nr. III des Bescheides), sei die Klage unstatthaft und 

unzulässig, weil es sich um keine Regelung, sondern um einen bloßen Hinweis auf 

die gesetzliche Vorlagepflicht handele. Hinsichtlich der darauf bezogenen Zwangs-

geldandrohung (Nr. IV des Bescheides) sei die Klage zulässig und mangels vollzieh-

baren Verwaltungsaktes begründet. Im Übrigen sei die Klage zulässig, aber unbe-

gründet. Der verfügte Erlaubniswiderruf (Nr. I des Bescheides) sei auf der Grundlage 

von § 45 Abs. 2 Satz 1 WaffG rechtmäßig und verletze den Kläger nicht in seinen 

Rechten. Der Kläger sei unzuverlässig, weil die Voraussetzungen der Regelvermu-

tung des § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b und Buchstabe c WaffG aufgrund der Mit-

gliedschaft des Klägers in der AfD und seiner Tätigkeit für diese Partei erfüllt seien, 

ohne dass Gründe vorlägen, die eine abweichende Beurteilung von der Vermutung 

der Unzuverlässigkeit zuließen. Ebenso seien die weiteren unter Nrn. III und VI des 

Bescheides getroffenen Maßnahmen rechtmäßig und verletzten den Kläger nicht in 

seinen Rechten. Auch die Verpflichtungsklage bleibe ohne Erfolg. Da der Kläger als 

waffenrechtlich unzuverlässig anzusehen sei, habe er keinen Anspruch auf die Ver-

pflichtung des Beklagten für ihn weitere waffenrechtliche Erlaubnisse zu erteilen. 

Wegen des weiteren Inhalts des angegriffenen Urteils wird auf dasselbe Bezug ge-

nommen.  

 

Im Hinblick auf den erstinstanzlich gestellten Antrag, die als Altbestand angezeigte 

Salutwaffe Repetierbüchse Anschütz, Modell 1416, Seriennummer 639534, in eine 

Waffenbesitzkarte einzutragen, haben die Beteiligten mit Schriftsätzen vom 6. und 

24. Februar 2025 das Verfahren übereinstimmend in der Hauptsache für erledigt er-

klärt.  

 

Zur Begründung seiner vom Verwaltungsgericht zugelassenen Berufung macht der 

Kläger unter Wiederholung und Vertiefung seines bisherigen Vorbringens im Wesent-

lichen geltend: Bei der verfassungsschutzrechtlichen Einstufung der AfD als Ver-

dachtsfall handele es sich nicht um eine nachträglich eingetretene Tatsache im Sinne 

von § 45 Abs. 2 Satz 1 WaffG. Selbst wenn man dies anders sähe, lasse sich hierauf 

kein Erlaubniswiderruf stützen. An seiner Zuverlässigkeit bestünden keine Zweifel. 

Insbesondere sei er nicht nach § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b WaffG unzuverlässig. 



- 7 - 

Art. 21 Abs. 2 GG gebiete eine verfassungskonforme Auslegung dergestalt, dass die 

bloße Mitgliedschaft in Parteien nicht unter § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b WaffG zu 

fassen sei. Unabhängig von der dafür erforderlichen kämpferisch-aggressiven 

Grundhaltung der AfD müsse für die Verwirklichung dieses Regeltatbestandes die 

Verfassungsfeindlichkeit der Partei feststehen. Die Bewertungen des Bundesamtes 

für Verfassungsschutz begegneten so schwerwiegenden Zweifeln, dass von einer 

feststehenden Verfassungsfeindlichkeit der AfD nicht gesprochen werden könne.  

 

Der Kläger beantragt sinngemäß, 

 

das angegriffene Urteil zu ändern und den Bescheid 
des Beklagten vom 26. Juni 2023 mit Ausnahme der 
verfügten Ablehnung des Eintragungsantrags vom 
15. Juli 2021 und der hierauf bezogenen Anordnung, 
die Repetierbüchse Anschütz, Modell 1416, Kaliber 
6mm FIobert, Seriennummer 639534, nachweislich 
einem Berechtigten zu überlassen oder unbrauchbar 
zu machen, insgesamt aufzuheben und den Beklag-
ten zu verpflichten, ihm eine waffenrechtliche Er-
laubnis zum Erwerb und Besitz der unter Nr. II des 
Bescheides genannten Waffen mit Ausnahme der 
dort aufgeführten, als Altbestand angezeigten Salut-
waffe Repetierbüchse Anschütz, Modell 1416, Se-
riennummer 639534, zu erteilen.  
 

 

Der Beklagte beantragt sinngemäß, 

 

die Berufung zurückzuweisen. 
 

 

Zur Begründung verweist er auf die Gründe seines Bescheides und des angegriffe-

nen Urteils. Ergänzend trägt er vor: Bei wertender Gesamtbetrachtung lägen bezüg-

lich der Bundespartei der AfD als auch anderer AfD-Landesverbände und deren Un-

tergliederungen hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte für gegen die freiheitlich 

demokratische Grundordnung gerichtete Bestrebungen der AfD-Gesamtpartei vor. 

Einschlägige Verhaltensweisen von Akteuren auf der Ebene der Bundespartei seien 

ohne Weiteres auch den Landes- und Kreisverbänden zuzurechnen. Atypische Um-

stände, die ein Abweichen vom Regeltatbestand des § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b 

und c WaffG rechtfertigen könnten, seien nicht dargetan. 
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der 

Gerichtsakte sowie des beigezogenen Verwaltungsvorgangs des Beklagten Bezug 

genommen. 

 

 

II. 

 

Der Senat entscheidet nach Anhörung der Beteiligten über die Berufung des Klägers 

durch Beschluss nach § 130a VwGO, weil er sie einstimmig für begründet und die 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung nicht für erforderlich hält. 

 

1. Soweit die Beteiligten das Verfahren in der Hauptsache für erledigt erklärt haben, 

ist es in entsprechender Anwendung von § 92 Abs. 3 Satz VwGO einzustellen. Das 

betrifft das Verfahren zum einen, soweit es den vormaligen sinngemäßen Antrag des 

Klägers auf Erteilung einer Erlaubnis zum Besitz der als Altbesitz angezeigten Repe-

tierbüchse Anschütz Modell 1416, Seriennummer 639534, zum Gegenstand hatte. 

Zum anderen betrifft es in verständiger Würdigung der beiderseitigen Erledigungser-

klärungen zudem das Verfahren, soweit es im Hinblick auf die vorgenannte Waffe die 

unter Nr. III des Bescheides vom 26. Juni 2023 getroffene Anordnung, diese nach-

weislich einem Berechtigten zu überlassen oder unbrauchbar zu machen, zum Ge-

genstand hatte.  

 

2. Im Übrigen, d. h. soweit das Verfahren - erst- oder zweitinstanzlich - nicht in der 

Hauptsache für erledigt erklärt worden ist, hat die Berufung Erfolg.  

 

a) Die Klage ist, soweit sie noch anhängig ist, insgesamt zulässig, und zwar im Hin-

blick auf die begehrte Verpflichtung des Beklagten zur Erlaubniserteilung als Ver-

pflichtungsklage im Sinne von § 42 Abs. 1 VwGO, im Übrigen als Anfechtungsklage 

im Sinne der vorgenannten Vorschrift.  

 

Das gilt auch insoweit, als die Klage sich gegen die unter Nr. III des Bescheides ge-

troffene Anordnung richtet, die Erlaubnisdokumente binnen bestimmter Frist dem 

Beklagten zurückzugeben. Dabei handelt es sich entgegen der Auffassung des Ver-
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waltungsgerichts nicht um einen bloßen Hinweis auf die Gesetzeslage, sondern um 

eine außenwirksame Regelung im Einzelfall und damit um einen gemäß § 42 Abs. 1 

VwGO mit der Klage anfechtbaren Verwaltungsakt im Sinne von § 35 VwVfG NRW. 

Der Beklagte hat im Hinblick auf die Verpflichtung nach § 46 Abs. 1 Satz 1 WaffG zur 

unverzüglichen Rückgabe aller Ausfertigungen zurückgenommener oder widerrufe-

ner waffengesetzlicher Erlaubnisse in der Entscheidungsformel des Bescheides er-

sichtlich individuell für den Kläger eine konkretisierende Regelung getroffen, indem 

er für die Rückgabe der Erlaubnisdokumente eine präzise Frist von drei Monaten ab 

Zustellung des Bescheides bestimmt hat. Damit war zudem erkennbar bezweckt, 

einen Verwaltungsakt zu erlassen, der im Unterschied zur gesetzlichen Rückgabe-

pflicht erforderlichenfalls im Wege der Verwaltungsvollstreckung zwangsweise 

durchgesetzt werden konnte. Das zeigt sich zweifelsfrei daran, dass der Beklagte 

zugleich unter Nr. IV des Bescheides für den Fall, dass der Kläger der konkretisiert 

angeordneten Verpflichtung zur Rückgabe der Erlaubnisdokumente nicht oder nicht 

fristgerecht nachkommt, die Festsetzung eines Zwangsgeldes angedroht hat.  

 

b) Die Klage ist, soweit sie nicht in der Hauptsache für erledigt erklärt worden ist, 

insgesamt, d. h. auch soweit ihr das Verwaltungsgericht nicht stattgegeben hat, be-

gründet. Der Bescheid des Beklagten vom 26. Juni 2023 ist, soweit er noch Gegen-

stand des Berufungsverfahrens ist, rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen 

Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Das gilt auch, soweit der Beklagte die bean-

tragte Erteilung von Erlaubnissen zum Besitz der im Bescheid aufgeführten Waffen 

- mit Ausnahme der Repetierbüchse Anschütz - abgelehnt hat. Dem Kläger steht ein 

Anspruch auf Erteilung solcher Erlaubnisse zu, weshalb der Beklagte hierzu zu ver-

pflichten ist (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO).  

 

aa) Der mit Bescheid vom 26. Juni 2023 verfügte Widerruf waffenrechtlicher Erlaub-

nisse (Nr. I des Bescheides) ist, soweit er noch Verfahrensgegenstand ist, rechtswid-

rig und verletzt den Kläger in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

 

Für den verfügten Erlaubniswiderruf (Nr. I des Bescheides) fehlt es an einer Rechts-

grundlage.  
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Als mögliche Rechtsgrundlage dafür kommt allein § 45 Abs. 2 Satz 1 WaffG in Be-

tracht. Danach ist eine Erlaubnis nach dem Waffengesetz zu widerrufen, wenn nach-

träglich Tatsachen eintreten, die zur Erlaubnisversagung hätten führen müssen. Die-

se Widerrufsvoraussetzungen waren im maßgeblichen Zeitpunkt des Widerruferlas-

ses aber nicht erfüllt.  

 

Ernsthaft in Betracht zu ziehen ist insofern allein, dass der Kläger über die nach § 4 

Abs. 1 Nr. 2 WaffG erforderliche waffenrechtliche Zuverlässigkeit nicht (mehr) verfüg-

te. Das lässt sich indes nicht feststellen.  

 

Insbesondere lagen im maßgeblichen Zeitpunkt des Erlaubniswiderrufs keine Tatsa-

chen vor, die die waffenrechtliche Unzuverlässigkeit des Klägers nach § 5 Abs. 2 

Nr. 3 Buchstabe b oder c WaffG begründen. Nach dieser Vorschrift besitzen Perso-

nen die erforderliche Zuverlässigkeit nicht, bei denen Tatsachen die Annahme recht-

fertigen, dass sie in den letzten fünf Jahren entweder Bestrebungen einzeln verfolgt 

haben, die gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der 

Völkerverständigung, insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der Völker, 

gerichtet sind oder durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorberei-

tungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden 

(Buchstabe a), oder Mitglied in einer Vereinigung waren, die solche Bestrebungen 

verfolgt oder verfolgt hat (Buchstabe b), oder eine solche Vereinigung unterstützt 

haben (Buchstabe c). Da weder tragfähige tatsächliche Anhaltspunkte dafür dargetan 

noch sonst ersichtlich sind, dass der Kläger in den maßgeblichen letzten fünf Jahren 

vor dem Erlaubniswiderruf einzeln Bestrebungen im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 

Buchstabe a WaffG verfolgt hat, steht seine Unzuverlässigkeit ernsthaft allein gemäß 

§ 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b und c WaffG aufgrund seiner Mitgliedschaft in der AfD 

und seiner Unterstützungsbeiträge für diese Partei im Raum. Im Ergebnis scheidet 

aber auch das aus.  

 

Unstreitig ist der Kläger zum für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage maßgebli-

chen Zeitpunkt des Erlaubniswiderrufs in den letzten fünf Jahren im Sinne von § 5 

Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b WaffG Mitglied des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen 

der AfD und damit zugleich auch Mitglied der AfD-Bundespartei gewesen. Ebenso 

unstreitig ist, dass er in diesen fünf Jahren für diese Partei verschiedene Funktionen 
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bzw. Ämter ausgeübt und diese dadurch im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe c 

WaffG unterstützt hat.  

 

Es lässt sich indes zum maßgeblichen Zeitpunkt des Erlaubniswiderrufs nicht fest-

stellen, dass die AfD-Bundespartei eine Vereinigung ist, die Bestrebungen im Sinne 

von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a WaffG verfolgt oder in den letzten fünf Jahren zu-

vor verfolgt hat, die gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedan-

ken der Völkerverständigung gerichtet sind oder durch Anwendung von Gewalt oder 

darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik 

Deutschland gefährden. Gleiches gilt für den AfD-Landesverband Nordrhein-

Westfalen.  

 

Dafür genügt es entgegen der Ansicht des Verwaltungsgerichts nicht, dass das Bun-

desamt für Verfassungsschutz am 25. Februar 2021 die AfD-Bundespartei als Ver-

dachtsfall im Sinne von § 8 Abs. 1 Satz 1 BVerfSchG i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 

Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c BVerfSchG eingestuft hat.  

 

Gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b oder c WaffG kann der Kläger nur dann als un-

zuverlässig angesehen werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass er 

in den letzten fünf Jahren Mitglied vor dem maßgeblichen Erlaubniswiderruf in einer 

Vereinigung gewesen ist oder eine solche unterstützt hat, die ihrerseits in dieser Zeit 

nachweislich eine der in § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a WaffG genannten Bestrebun-

gen verfolgt hat. Das Verfolgen von Bestrebungen im Sinne der Vorschrift muss für 

die zuständige Behörde und im Streitfall für das Gericht feststehen; es genügt nicht, 

dass lediglich Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Vereinigung solche 

Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat.  

 

Vgl. Bay. VGH, Beschluss vom 16. November 2023 
- 24 CS 23.1695 -, juris; OVG S.-A., Beschluss vom 
24. April 2023 - 3 M 13/23 - juris.  
 

 

Der einleitende Halbsatz in § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG, in dem das für den Rechtsan-

wender erforderliche Maß an Überzeugung von dem Vorliegen der tatbestandlichen 

Voraussetzungen der Vorschrift näher bestimmt ist ("… bei denen Tatsachen die An-

nahme rechtfertigen, dass sie in den letzten fünf Jahren…"), bezieht sich hinsichtlich 
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der Variante Buchstabe b allein auf die Mitgliedschaft in einer Vereinigung und hin-

sichtlich der Variante Buchstabe c allein auf die Unterstützungshandlung zugunsten 

einer Vereinigung, nicht jedoch auf die weitere tatbestandliche Voraussetzung, dass 

diese Vereinigung Bestrebungen im Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a WaffG 

verfolgt oder verfolgt hat.  

 

Für dieses Verständnis der Vorschrift streitet bereits ihr Wortlaut. Zwar ist - wie das 

Verwaltungsgericht ausgeführt hat - der genannte Einleitungshalbsatz der Regelung 

der tatbestandlichen Voraussetzungen der Vorschrift unter den Unterpunkten Buch-

stabe a bis c von § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG insgesamt vorangestellt.  

 

Vgl. VG Köln, Urteile vom 8. September 2022 - 20 K 
3080/21 -, juris, Rn. 69, 84 ff., und vom 11. August 
2022 - 20 K 2177/21, juris, Rn. 47 ff.; VG München, 
Beschluss vom 30. August 2023 - M 7 S 23.1519 -, 
juris, Rn. 32 ff., allerdings zweitinstanzlich aufgeho-
ben bzw. abgeändert; VG Ansbach, Urteil vom 
25. April 2019 - AN 16 K 17.01038 -, juris, Rn. 30, al-
lerdings zu § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG in der bis zum 
5. Juli 2017 gültigen Fassung.  
 

 

Das bedeutet jedoch nicht, dass der Einleitungshalbsatz sich auf sämtliche tatbe-

standliche Merkmale bezieht, die in diesen Unterpunkten geregelt sind. Den unmit-

telbaren Bezugspunkt des Einleitungshalbsatzes bildet in § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchsta-

be b WaffG dem Wortlaut nach allein das Merkmal der Mitgliedschaft in einer Verei-

nigung. Dieses ist als Voraussetzung des Regeltatbestandes waffenrechtlicher Un-

zuverlässigkeit mit den Worten "Mitglied in einer Vereinigung waren" geregelt, die 

direkt an den Einleitungshalbsatz anschließen. Dagegen knüpft der darauffolgende 

attributive Relativsatz ("…die solche Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat…") we-

der an das Merkmal der Mitgliedschaft noch an den Einleitungshalbsatz an, sondern 

bezieht sich allein auf das vorangestellte Substantiv "Vereinigung".  

 

Vgl. zu den grammatischen und syntaktischen Zu-
sammenhängen von Einleitungshalbsatz und der 
Regelung der tatbestandlichen Voraussetzungen von 
§ 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a und b WaffG: 
Bay. VGH, Beschluss vom 16. November 2023 - 24 
CS 23.1695 -, juris.  
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An einer Formulierung, die darauf schließen ließe, dass der im Einleitungshalbsatz 

von § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG mit den Worten "…bei denen Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen…" hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals der Mitgliedschaft vorgegebe-

ne Überzeugungsmaßstab des tatsachenbegründeten Verdachts auch für das Tat-

bestandsmerkmal "Vereinigung, die solche Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat", 

zu gelten hat, fehlt es dem Wortlaut der Regelung.  

 

Vgl. Nitschke, NVwZ 2023, 2014, wonach sich aus-
weislich des Wortlauts von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchsta-
be b WaffG gerade keine doppelte Berücksichtigung 
des tatsachenbegründeten Verdachts ergebe.  
 

 

Es bedarf keiner Vertiefung, dass eine entsprechende Formulierung des Gesetzes-

textes unschwer möglich gewesen wäre.  

 

Entsprechendes gilt für § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe c WaffG. Unmittelbarer Bezugs-

punkt des Einleitungshalbsatzes ist dem Wortlaut der Vorschrift nach allein die Un-

terstützungshandlung, die direkt im Anschluss an den Einleitungshalbsatz 

als Voraussetzung des Regeltatbestandes waffenrechtlicher Unzuverlässigkeit mit 

den Worten "die eine solche Vereinigung unterstützt haben" geregelt ist. Das Objekt 

dieser Unterstützungshandlung ergibt sich erst aus dem - durch das Demonstrativ-

pronomen "solche" gebildeten - Verweis auf Vereinigungen im Sinne von § 5 Abs. 2 

Nr. 3 Buchstabe b WaffG. Das ist indes nur eine Vereinigung, die bestimmte Bestre-

bungen - welche wiederum durch den Verweis auf § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a 

WaffG näher konkretisiert werden - verfolgt oder verfolgt hat.  

 

Vgl. auch insoweit zu den grammatischen und syn-
taktischen Zusammenhängen von Einleitungshalb-
satz und der Regelung der tatbestandlichen Voraus-
setzungen von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a und b 
WaffG: Bay. VGH, Beschluss vom 16. November 
2023 - 24 CS 23.1695 -, juris.  
 

 

An einer Formulierung, die darauf schließen ließe, dass der im Einleitungshalbsatz in 

§ 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG mit den Worten "…bei denen Tatsachen die Annahme recht-
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fertigen…" hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals der Mitgliedschaft vorgegebene 

Überzeugungsmaßstab des tatsachenbegründeten Verdachts auch für das Tatbe-

standsmerkmal "Vereinigung, die solche Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat", zu 

gelten hat, fehlt es - wie ausgeführt - dem Wortlaut der Regelung.  

 

Vgl. Nitschke, a. a. O., wonach sich ausweislich des 
Wortlauts von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b WaffG 
gerade keine doppelte Berücksichtigung des tatsa-
chenbegründeten Verdachts ergebe.  
 

 

Wie ebenfalls ausgeführt, wäre eine entsprechende Gesetzesformulierung unschwer 

möglich gewesen.  

 

Spricht damit die am Wortlaut von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b und c WaffG orien-

tierte Auslegung dafür, dass der einleitende Halbsatz allein auf die in § 5 Abs. 2 Nr. 3 

Buchstabe b WaffG vorausgesetzte Mitgliedschaft bzw. auf die in § 5 Abs. 2 Nr. 3 

Buchstabe c WaffG geforderte Unterstützungshandlung bezieht, nicht aber auf das 

Tatbestandsmerkmal einer verfassungsfeindlichen Vereinigung als deren Objekt, fin-

det sich dieses Normverständnis durch die Entstehungsgeschichte der gesetzlichen 

Regelung bestätigt.  

 

Die vorliegend maßgebliche aktuelle Fassung von § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG ist mit In-

krafttreten des Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes und weiterer 

Vorschriften vom 17. Februar 2020 (BGBl. I S. 165) - 3. WaffRÄndG - zum 1. Sep-

tember 2020 eingeführt worden. Ziel dessen war die Schließung einer angenomme-

nen Regelungslücke.  

 

Vgl. BT-Drucks. 19/15875, S. 36: "Die Änderung 
dient der Schließung einer Regelungslücke im gel-
tenden Recht."  
 

 

Die bloße Mitgliedschaft in einem Verein oder in einer Partei führte und führt zur 

Verwirklichung des Regeltatbestandes waffenrechtlicher Unzuverlässigkeit nach § 5 

Abs. 2 Nr. 2 WaffG in der seit dem 1. April 2003 bis heute unverändert geltenden 

Fassung vom 11. Oktober 2002 nur unter der Voraussetzung, dass der betreffende 
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Verein nach dem Vereinsgesetz als Organisation unanfechtbar verboten wurde oder 

einem unanfechtbaren Betätigungsverbot nach dem Vereinsgesetz unterliegt (Buch-

stabe a des § 5 Abs. 2 Nr. 2 WaffG) bzw. das Bundesverfassungsgericht nach 

§ 46 BVerfGG die Verfassungswidrigkeit der betreffenden Partei festgestellt hat 

(Buchstabe b des § 5 Abs. 2 Nr. 2 WaffG). Die bloße Mitgliedschaft in einer zwar ver-

fassungsfeindlichen, aber nicht verbotenen Vereinigung genügte und genügt hinge-

gen für die Verwirklichung des Regeltatbestands waffenrechtlicher Unzuverlässigkeit 

nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 WaffG nicht. Ebenso schied der Regeltatbestand waffenrechtli-

cher Unzuverlässigkeit nach dem bisherigen - bis zum 29. Februar 2020 geltenden - 

§ 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG in der Fassung vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2133) 

- WaffG 2017 - trotz Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen, aber nicht verbo-

tenen Vereinigung aus, wenn nachweisliche Erkenntnisse zu den Aktivitäten des Be-

troffenen in dieser Vereinigung fehlten. Allein zur Schließung dieser angenommenen 

Regelungslücke sollte mit der Einführung des nunmehrigen § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG 

auch der bloße tatsachenbegründete Verdacht der Mitgliedschaft in einer verfas-

sungsfeindlichen Vereinigung der Regelvermutung waffenrechtlicher Unzuverlässig-

keit unterworfen werden.  

 

Vgl. BT-Drucks. 19/15875, S. 36; OVG S.-A., Be-
schluss vom 24. April 2023 - 3 M 13/23 -, juris.  
  

 

Tragfähige Anhaltspunkte dafür, dass damit der im Einleitungshalbsatz des nunmeh-

rigen § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG vorgegebene Überzeugungsmaßstab eines tatsachen-

begründeten Verdachts ("…wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen…") sich 

nicht nur auf die Mitgliedschaft in einer Vereinigung, sondern auch auf die Verfas-

sungsfeindlichkeit der Vereinigung beziehen sollte, ergeben sich aus den Gesetzes-

materialien hingegen nicht. Vielmehr lag diesen ersichtlich ein Verständnis des neu-

gefassten § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG zugrunde, das das Feststehen der Verfassungs-

feindlichkeit der betreffenden Vereinigung voraussetzt.  

 

In den Gesetzesmaterialien fehlt in Bezug auf das im neugefassten § 5 Abs. 2 Nr. 3 

Buchstabe b WaffG vorgesehene Tatbestandsmerkmal der "Vereinigung, die solche 

Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat" jeglicher Hinweis darauf, dass hierfür das 

erforderliche Überzeugungsmaß des Rechtsanwenders niederschwelliger sein sollte. 



- 16 - 

Vielmehr lassen der Wortlaut von Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-

ses für Inneres und Heimat vom 11. Dezember 2019 zu dem Gesetzentwurf der 

Bundesregierung - Entwurf eines 3. WaffRÄndG - (im Folgenden: Beschlussempfeh-

lung) ohne Weiteres darauf schließen, dass hinsichtlich der betreffenden Vereinigung 

für den Rechtsanwender feststehen muss, dass sie Bestrebungen im Sinne des § 5 

Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a Buchstabe aa bis cc WaffG verfolgt oder verfolgt hat.  

 

Vgl. OVG S.-A., Beschluss vom 24. April 2023 - 3 M 
13/23 -, juris.  
 

 

Zwar enthält die Beschlussempfehlung an einer Stelle einen Hinweis darauf, dass für 

die Anwendung des neugefassten § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG in bestimmter Hinsicht ein 

tatsachenbegründeter Verdacht ausreichen soll. So heißt es dort:  

 

" Auch zu ihrem Nachweis soll daher, wie bisher 
schon bei der Verfolgung der aufgezählten Bestre-
bungen, ausreichend sein, dass Tatsachen die ent-
sprechende Annahme rechtfertigen, d. h. schon der 
tatsachengegründete Verdacht ist versagungsbe-
gründend (bereits risikovermeidender Ansatz)"  

 

Vgl. BT-Drucks. 19/15875, S. 36.  
 

 

Dieser Hinweis bezieht sich indes allein auf das Tatbestandsmerkmal der "Mitglied-

schaft in einer Vereinigung".  

 

Vgl. Bay. VGH, Beschluss vom 16. November 2023 
- 24 CS 23.1695 -, juris; OVG S.-A., Beschluss vom 
24. April 2023 - 3 M 13/23 - juris; Nitschke, a. a. O.  
 

 

Das ergibt sich schon daraus, dass der Satz mit dem betreffenden Hinweis unmittel-

bar an die im vorangegangenen Satz erörterte "mitgliedschaftliche Einbindung in die 

Vereinigung" anknüpft. Außerdem befindet sich der Satz mit dem betreffenden Hin-

weis in einem Absatz der Beschlussempfehlung, der sich ausschließlich zu dem tat-

bestandlichen Merkmal der Mitgliedschaft in einer Vereinigung verhält.  
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Nichts Anderes ergibt sich daraus, dass der betreffende Hinweis in der Beschluss-

empfehlung auf den bisher für die Verfolgung verfassungsfeindlicher Bestrebungen 

geltenden Überzeugungsmaßstab mit der Wendung "wie bisher schon bei der Ver-

folgung der aufgezählten Bestrebungen" verweist. Damit wird ausschließlich darauf 

Bezug genommen, dass zur Verwirklichung des Regeltatbestands waffenrechtlicher 

Unzuverlässigkeit nach dem bisherigen § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG 2017 der tatsachen-

begründete Verdacht genügte, dass der Betroffene - einzeln oder als Mitglied einer 

Vereinigung - verfassungsfeindliche Bestrebungen verfolgt oder unterstützt oder in 

den letzten fünf Jahren verfolgt oder unterstützt hat. Das besagt nichts darüber, ob 

der mit der Neuregelung in Bezug auf die "mitgliedschaftliche Einbindung" ausrei-

chende tatsachenbegründete Verdacht weitergehend auch in Bezug auf das Verfol-

gen verfassungsfeindlicher Bestrebungen durch diese Vereinigung gelten soll(te).  

 

Hingegen ist der Beschlussempfehlung kein Hinweis darauf zu entnehmen, dass 

auch für das tatbestandliche Merkmal einer verfassungsfeindlichen Vereinigung 

("Vereinigung, die solche Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat") der Überzeu-

gungsgrad eines tatsachenbegründeten Verdachts ausreichen soll(te).  

 

Darin wird das fragliche Tatbestandsmerkmal mit den Worten "einer verfassungs-

feindlichen Vereinigung" und den Worten "die verfassungsfeindlichen Ziele der Ver-

einigung" umschrieben, ohne dass auf den dafür erforderlichen Überzeugungsmaß-

stab des Rechtsanwenders eingegangen wird.  

 

Vgl. BT-Drucks. 19/15875, S. 36.  
 

 

Ferner wird in der Beschlussempfehlung auch an anderer Stelle auf die neugefasste 

Regelung des nunmehrigen § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG verwiesen und diese damit wie-

dergegeben, dass die waffenrechtliche Regelunzuverlässigkeit künftig durch die blo-

ße Mitgliedschaft in einer noch nicht verbotenen verfassungsfeindlichen Vereinigung 

begründet wird.  

 

Vgl. OVG S.-A., Beschluss vom 24. April 2023 - 3 M 
13/23 -, juris, unter Verweis auf BT-Drucks. 
19/15875, S. 4 und 24.  
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Auch dort fehlt es jedoch an Ausführungen, die dahingehend verstanden werden 

könnten, dass hinsichtlich der Verfassungsfeindlichkeit der betreffenden Vereinigung 

ein tatsachenbegründeter Verdacht ausreichen sollte. 

 

Ebenso wenig ist in der Beschlussempfehlung von einer lediglich von der Verfas-

sungsschutzbehörde beobachteten oder als Verdachtsfall eingestuften Vereinigung 

die Rede.  

 

Vgl. OVG S.-A., Beschluss vom 24. April 2023 - 3 M 
13/23 -, juris.  
 

 

Lässt sich mithin den Gesetzesmaterialien nichts dafür entnehmen, dass der im Ein-

leitungshalbsatz von § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG vorgegebene Überzeugungsmaßstab 

des tatsachenbegründeten Verdachts dem Wortlaut entsprechend nicht nur für die 

tatbestandliche Voraussetzung der Mitgliedschaft in einer Vereinigung, sondern dar-

über hinaus weitergehend auch für das Tatbestandsmerkmal der Verfassungsfeind-

lichkeit dieser Vereinigung gelten sollte, wären für diesen Fall indes entsprechende 

Hinweise zu erwarten und erforderlich gewesen. Das gilt jedenfalls vor dem Hinter-

grund, dass mit § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG das tatbestandliche Merkmal einer verfas-

sungsfeindlichen Vereinigung, d. h. einer Vereinigung, die Bestrebungen im Sinne 

von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a WaffG verfolgt oder verfolgt hat, erstmals als Vo-

raussetzung des betreffenden Regeltatbestandes waffenrechtlicher Unzuverlässig-

keit eingeführt worden ist und demzufolge hinsichtlich des erforderlichen Überzeu-

gungsgrades des Rechtsanwenders von dem Vorliegen einer solchen Vereinigung 

nicht auf frühere gesetzliche Regelungen und zugehörige Gesetzesmaterialien zu-

rückgegriffen werden kann. Zwar sind bereits mit der Einführung von § 5 Abs. 2 Nr. 3 

WaffG 2017 die Anforderungen an die waffenrechtliche Regelunzuverlässigkeit her-

abgesetzt worden, indem im Unterschied zur Vorgängerregelung des § 5 Abs. 2 Nr. 3 

WaffG in der bis zum 5. Juli 2017 geltenden Fassung vom 26. März 2008 (BGB l. 

S. 426) - WaffG 2008 - künftig dafür bereits die auf Tatsachen beruhende Annahme 

für das Vorliegen von verfassungsfeindlichen Bestrebungen ausreichen sollte.  

 

Vgl. BT-Drucks. 18/12397, S. 13.  
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Das betraf jedoch allein die aktive individuelle Betätigung des Betroffenen als Einzel-

person oder im Kollektiv,  

 

vgl. OVG S.-A., Beschluss vom 24. April 2023 - 3 M 
13/23 -, juris, 
 

 

nicht jedoch die verfassungsfeindliche Betätigung einer Vereinigung oder deren Ver-

fassungsfeindlichkeit. Weder die verfassungsfeindliche Betätigung einer Vereinigung 

noch deren Verfassungsfeindlichkeit waren tatbestandliche Voraussetzung von § 5 

Abs. 2 Nr. 3 WaffG 2017.   

 

Für das aufgezeigte Verständnis von § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG, wonach das Vorliegen 

einer verfassungsfeindlichen Vereinigung zur Überzeugung des Rechtsanwenders 

feststehen muss, spricht ferner, dass in der besagten Beschlussempfehlung als ein-

ziges Beispiel für Parteien, die unter den neugefassten § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG fallen, 

nur solche benannt sind, von deren Verfassungsfeindlichkeit ohne weiteres auszu-

gehen ist. Aufgeführt finden sich insofern nämlich nur Parteien, "bei denen das Bun-

desverfassungsgericht im Parteiverbotsverfahren nach Art. 21 Abs. 2 GG festgestellt 

hat, dass sie auf die Beseitigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung ab-

zielende Bestrebungen verfolgen, deren Verbot mangels Anhaltspunkten, die 

die Zielerreichung zumindest möglich erscheinen lassen, jedoch nicht ausgespro-

chen wurde".  

 

Vgl. OVG S.-A., Beschluss vom 24. April 2023 - 3 M 
13/23 -, juris, unter Verweis auf BT-Drucks. 
19/15875, S. 36.  
 

 

Dabei muss vorliegend nicht entschieden werden, ob dieser Hinweis darauf hindeu-

tet, dass entsprechende Feststellungen mit Rücksicht auf die durch Art. 21 Abs. 2 

und 4 GG geschützte Mitgliedschaft in einer politischen Partei allein dem Bundesver-

fassungsgericht vorbehalten sein sollten. Jedenfalls ergibt sich aus ihm ein gewichti-

ger Anhalt dafür, dass das Maß der erforderlichen Überzeugung des Rechtsanwen-

ders von der Verfassungsfeindlichkeit der betreffenden Vereinigung in keiner Weise 

herabgesetzt werden sollte. Das gilt erst recht, weil auch an dieser Stelle der Be-
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schlussempfehlung von einem niedrigeren Überzeugungsmaßstab im Sinne eines 

tatsachenbegründeten Verdachts keine Rede ist.  

 

Dieses Ergebnis findet sich ferner in dem weiteren Hinweis bestätigt, den die Be-

schlussempfehlung zu möglichen Erkenntnisgrundlagen für die von der zuständigen 

Waffenbehörde vorzunehmende Beurteilung enthält, ob der neugefasste Regeltatbe-

stand des § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG im Hinblick auf die Mitgliedschaft des Betroffenen 

in einem Verein im Sinne des Vereinsgesetzes erfüllt ist. Jedenfalls an dieser Stelle 

hätte, so denn dies nach der Neuregelung hätte der Fall sein sollen, Veranlassung 

für einen Hinweis darauf bestanden, dass es lediglich der Feststellung von Tatsa-

chen bedürfte, die die Annahme rechtfertigten, der Verein verfolge verfassungsfeind-

liche Bestrebungen oder habe solche verfolgt. Davon ist hier jedoch ebenfalls keine 

Rede, obwohl hinsichtlich des tatbestandlichen Merkmals der Mitgliedschaft in einer 

Vereinigung in der Beschlussempfehlung - wie ausgeführt - deutlich darauf hingewie-

sen worden ist, dass insofern ein "bereits risikovermeidender Ansatz" gilt und des-

halb "schon der tatsachengegründete Verdacht" der Mitgliedschaft ausreicht. Statt-

dessen wird in der Beschlussempfehlung zu der Verfassungsfeindlichkeit eines Ver-

eins darauf hingewiesen, dass die zuständige Behörde bei "der Beurteilung der Fra-

ge, ob ein (noch) nicht nach dem Vereinsgesetz verbotener oder mit einem Betäti-

gungsverbot belegter Verein verfassungsfeindliche Bestrebungen im Sinne des § 5 

Abs. 2 Nummer 3 verfolgt", die Einschätzung der Fachbehörden (Verfassungs-

schutzämter) einholen kann. Als erforderlich wird damit gerade nicht lediglich die Be-

urteilung bzw. die Feststellung dargestellt, ob Tatsachen vorliegen, die die Annahme 

rechtfertigten, der Verein verfolge verfassungsfeindliche Bestrebungen oder habe 

solche verfolgt. Vielmehr wird ohne jedwede Einschränkung hinsichtlich des für den 

Rechtsanwender erforderlichen Überzeugungsgrades aufgezeigt, dass die zuständi-

ge Waffenbehörde zu beurteilen bzw. festzustellen hat, ob der Verein verfassungs-

feindliche Bestrebungen im Sinne der Vorschrift verfolgt. Ersichtlich wird hier davon 

ausgegangen, dass ein tatsachenbegründeter Verdacht in dieser Hinsicht gerade 

nicht genügt.  

 

Sprechen nach alledem sowohl der Wortlaut als auch die Gesetzeshistorie dafür, 

dass zur Verwirklichung des Regeltatbestandes waffenrechtlicher Unzuverlässigkeit 

gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b oder c WaffG die tatbestandliche Vorausset-
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zung einer verfassungsfeindlichen Vereinigung zur Überzeugung des Rechtsanwen-

ders feststehen muss, stehen diesem Verständnis gesetzessystematische Gesichts-

punkte nicht entgegen. Der alleinige Bezug der Nachweiserleichterung auf die Mit-

gliedschaft im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b WaffG bzw. auf die Unterstüt-

zungshandlung im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe c WaffG führt zu keinem 

Wertungswiderspruch innerhalb von § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG. Insbesondere legt das 

aufgezeigte Normverständnis hinsichtlich der Verfolgung der in der Vorschrift aufge-

führten Bestrebungen keine unterschiedlichen Maßstäbe an, je nachdem ob diese 

einzeln oder innerhalb einer Vereinigung verfolgt werden. Vielmehr wird sicherge-

stellt, dass das eigene Verhalten des Betroffenen (Verfolgung eigener Bestrebungen, 

Mitgliedschaft oder Unterstützungshandlung) diesem nicht im Sinne eines Vollbewei-

ses nachgewiesen werden muss, eine Zurechnung verfassungsfeindlichen Verhal-

tens Dritter jedoch nur erfolgt, wenn dieses feststeht.  

 

Vgl. Bay. VGH, Beschluss vom 16. November 2023 
- 24 CS 23.1695 -, juris; OVG S.-A., Beschluss vom 
24. April 2023 - 3 M 13/23 - juris. 
 

 

Auch mit dem übrigen Gefügte der Regelungen in § 5 WaffG steht das dargelegte 

Normverständnis von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b und c WaffG im Einklang.  

 

Ebenso ist es sowohl mit Sinn und Zweck dieser neugefassten Regelung als auch 

mit dem Sinn und Zweck des Waffengesetzes insgesamt vereinbar. Mit der Einfüh-

rung von § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG mit dem 3. WaffRÄndG sollte der Schutz der Allge-

meinheit vor den Gefahren, die mit dem Umgang mit Waffen und Munition verbunden 

sind, erhöht werden, indem - wie aufgezeigt - eine angenommene Regelungslücke 

geschlossen werden sollte. Dem wird der neugefasste § 5 Abs. 2 Nr. 3 WaffG in dem 

aufgezeigten Verständnis gerecht. Daran ändert es nichts, dass demgegenüber eine 

Nachweiserleichterung auch hinsichtlich der Verfassungsfeindlichkeit einer Vereini-

gung in diesem Zusammenhang noch größeren Schutz vor den Gefahren des Um-

gangs mit Waffen und Munition bieten könnte. Hinzu tritt, dass die am Sinn und 

Zweck einer Vorschrift orientierte Auslegung durch deren Wortlaut und Systematik 

begrenzt wird, die - wie ausgeführt - zu dem Ergebnis geführt hat, dass die Verfas-

sungsfeindlichkeit der Vereinigung erwiesenermaßen vorliegen muss.  
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Vgl. Bay. VGH, Beschluss vom 16. November 2023 
- 24 CS 23.1695 -, juris; OVG S.-A., Beschluss vom 
24. April 2023 - 3 M 13/23 - juris. 
 

 

In Anbetracht dessen gilt auch unter Berücksichtigung des Umstandes nichts Ande-

res, dass der Zweck des Waffengesetzes insgesamt ist, das mit jedem Waffenbesitz 

verbundene Risiko zu minimieren und nur bei Personen hinzunehmen, die das Ver-

trauen verdienen, in jeder Hinsicht ordnungsgemäß und verantwortungsbewusst mit 

der Waffe umzugehen. Auch dem wird das aufgezeigte Verständnis von § 5 Abs. 2 

Nr. 3 WaffG nach dem Vorstehenden ohne weiteres gerecht.  

 

Nach alledem kann im Weiteren dahinstehen, ob das dargelegte Normverständnis 

zudem dadurch gestützt wird, dass als Vereinigungen im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 

Buchstabe b und c WaffG auch politische Parteien in Betracht kommen könnten, 

über deren Verfassungswidrigkeit im Sinne von Art. 21 Abs. 2 GG oder deren Aus-

schluss von staatlicher Finanzierung wegen Verfassungsfeindlichkeit nach Art. 21 

Abs. 3 GG das Bundesverfassungsgericht (noch) nicht entschieden hat.  

 

Vgl. so aber Bay. VGH, Beschluss vom 16. Novem-
ber 2023 - 24 CS 23.1695 -, juris.  
 

 

Setzt nach dem Vorstehenden die Verwirklichung des Regeltatbestandes waffen-

rechtlicher Unzuverlässigkeit nach § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b oder c WaffG neben 

einem tatsachenbegründeten Verdacht der Mitgliedschaft des Betroffenen in einer 

Vereinigung oder der Unterstützungshandlung des Betroffenen für eine Vereinigung 

voraus, dass diese Vereinigung erwiesenermaßen verfassungsfeindliche Bestrebun-

gen, d. h. solche im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a WaffG, verfolgt oder in 

den letzten fünf Jahren verfolgt hat, lässt darauf die Einstufung der AfD-Bundespartei 

durch das Bundesamt für Verfassungsschutz als Verdachtsfall nicht mit der notwen-

digen Überzeugungsgewissheit schließen.  

 

Bei einer solchen Einstufung handelt es sich um die vom Bundesamt für Verfas-

sungsschutz bekannt gegebene Einordnung, mit der das Vorliegen tatsächlicher An-

haltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung im 

Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c, Satz 5 BVerfSchG be-
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schrieben wird. Bestrebungen im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchsta-

be c BVerfSchG erfordern als "politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhal-

tensweisen" ein aktives, nicht jedoch notwendig kämpferisch-aggressives oder illega-

les Vorgehen zur Realisierung eines bestimmten Ziels. Die Aktivitäten müssen über 

eine bloße Meinungsäußerung hinausgehen, auf die Durchsetzung eines politischen 

Ziels ausgerichtet sein und dabei auf die Beeinträchtigung eines der Elemente der 

freiheitlich demokratischen Grundordnung abzielen.  

 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 
1218/22 -, juris, m. w. N.  
 

 

Liegen Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitlich demokratische Grund-

ordnung vor, besteht ein Verdacht solcher Bestrebungen. Das Vorliegen tatsächli-

cher Anhaltspunkte im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 5 BVerfSchG ist die zentrale be-

fugnisrechtliche Kategorie des Bundesverfassungsschutzgesetzes, die das Bundes-

amt für Verfassungsschutz zur nachrichtendienstlichen Sammlung und Auswertung 

von Informationen nach Maßgabe der §§ 8 ff. BVerfSchG berechtigt. Dazu gehört 

insbesondere die aus § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1 Satz 5 i. V. m. § 8 Abs. 1 Satz 1 

BVerfSchG abgeleitete Befugnis des Bundesamts für Verfassungsschutz den Be-

troffenen wegen des Verdachts gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung 

gerichteter Bestrebungen zu beobachten.  

 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 
1218/22 -, juris, m. w. N.  
 

 

Das Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte im Sinne von § 4 Abs. 1 

Satz 5 BVerfSchG setzt indes nicht voraus, dass verfassungsfeindliche Bestrebun-

gen tatsächlich bestehen, und verlangt auch keine Gefahrenlage im Sinne des Poli-

zeirechts. Allerdings sind bloße Vermutungen, Spekulationen oder Hypothesen, die 

sich nicht auf beobachtbare Fakten stützen können, unzureichend. Die Anhaltspunk-

te müssen vielmehr in Form konkreter und hinreichend verdichteter Umstände als 

Tatsachenbasis geeignet sein, den Verdacht verfassungsfeindlicher Bestrebungen 

zu begründen. Liegen Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitlich demo-
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kratische Grundordnung vor, besteht ein Verdacht solcher Bestrebungen. Die dann 

einsetzende Beobachtung dient der Klärung dieses Verdachts. 

 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 
1218/22 -, juris, m. w. N.  
 

 

Dagegen erfordert die Einstufung eines Personenzusammenschlusses als gesichert 

rechtsextrem und damit verfassungsfeindlich auf der Grundlage von § 8 Abs. 1 

Satz 1 i. V. m. § 4 Abs. 1 Satz 5, § 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG, dass sich die Ver-

dachtsmomente zur Gewissheit verdichtet haben. Tatsächliche Anhaltspunkte, die 

einen Verdachtsfall auslösen, reichen also nicht aus. Die tatsächlichen Anhaltspunk-

te müssen sich vielmehr dergestalt verdichtet haben, dass die Überzeugung besteht, 

dass es sich tatsächlich um extremistische Bestrebungen handelt.  

 

Vgl. VG Köln, Urteile vom 8. März 2022 - 13 K 
326/21 -, juris, und - 13 K 207/20 -, juris.  
 

 

Lässt die vom Bundesamt für Verfassungsschutz am 25. Februar 2021 vorgenom-

menen Einstufung der AfD-Bundespartei als Verdachtsfall mithin allenfalls auf tat-

sächliche Anhaltspunkte schließen, dass diese Partei Bestrebungen gegen die frei-

heitliche demokratische Grundordnung verfolgt, gilt Entsprechendes im Hinblick da-

rauf, ob diese Partei verfassungsfeindliche Bestrebungen im Sinne von § 5 Abs. 2 

Nr. 3 Buchstabe a WaffG verfolgt. Die verfassungsschutzrechtliche Einstufung der 

AfD-Bundespartei als Verdachtsfall lässt daher ebenso wenig mit der - wie ausge-

führt - für eine Verwirklichung des Regeltatbestands waffenrechtlicher Unzuverläs-

sigkeit gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b oder c WaffG erforderlichen Überzeu-

gungsgewissheit darauf schließen, dass diese Partei verfassungsfeindliche Bestre-

bungen im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a WaffG tatsächlich verfolgt oder 

verfolgt hat.  

 

Mit Blick auf das Vorstehende kann im Übrigen dahingestellt bleiben, ob sich aus der 

Einstufung der AfD-Bundespartei als verfassungsschutzrechtlicher Verdachtsfall 

mangels dafür erforderlicher Feststellungen hinsichtlich einer kämpferisch-

aggressiven Haltung der Partei schon keine tatsächlichen Anhaltspunkte für die Ver-
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folgung verfassungsfeindlicher Bestrebungen im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchsta-

be a WaffG ergeben können.  

 

Vgl. so aber Thür. OVG, Beschluss vom 19. Februar 
2024 - 3 EO 453/23 -, juris.  
 

 

Anderweitige Erkenntnisse, die mit der erforderlichen Überzeugungsgewissheit da-

rauf schließen lassen, dass die AfD-Bundespartei oder aber ihr Landesverband 

Nordrhein-Westfalen verfassungsfeindliche Bestrebungen im Sinne von § 5 Abs. 2 

Nr. 3 Buchstabe a WaffG verfolgt oder verfolgt hat, sind weder dargetan noch sonst 

mit für das vorliegende Verfahren hinreichender Sicherheit ersichtlich.  

 

Der Beklagte ist insgesamt nähere Feststellungen dazu ebenso schuldig geblieben 

wie entsprechende Darlegungen. Unabhängig davon, ob sich daraus überhaupt Fol-

gerungen für den hier für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage maßgeblichen 

Zeitpunkt des Erlaubniswiderrufs ergeben könnten, ist jedenfalls auch weder darge-

tan noch sonst ersichtlich, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz inzwischen 

die AfD-Bundespartei als gesichert oder erwiesen (rechts-)extrem bzw. 

(rechts-)extremistisch eingestuft hat.  

 

Nicht weiter führt es in dieser Hinsicht, dass die Landesverbände der AfD in Sach-

sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen von den dortigen Landesverfassungsschutzäm-

tern als gesichert rechtsextremistisch und damit als verfassungsfeindlich eingestuft 

worden sind.  

 

Vgl. Staatsministerium des Inneren des Freistaats 
Sachsen, Sächsischer Verfassungsschutzbericht für 
das Jahr 2023, S. 52, abrufbar unter 
www.verfassungsschutz.sachsen.de; Ministerium für 
Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt, Ver-
fassungsschutzbericht des Landes Sachsen-Anhalt 
für das Jahr 2023, S. 30, 33, abrufbar unter 
https://mi.sachsen-anhalt.de/verfassungsschutz/ ver-
fassungsschutzberichte-zum-downloaden/; Ministeri-
um für Inneres und Kommunales des Freistaats Thü-
ringen, Verfassungsschutzbericht 2023 Freistaat 
Thüringen, abrufbar unter https://innen-
thueringen.de.  
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Diese Einstufungen beziehen sich ausschließlich auf die genannten Landesverbände 

der AfD. Deren Mitglied ist der Kläger jedoch nicht. Er ist allein Mitglied des Landes-

verbandes Nordrhein-Westfalen der AfD und damit - wie ausgeführt - zugleich Mit-

glied der AfD-Bundespartei. Die jeweiligen Einstufungen der Landesverbände der 

AfD durch die zuständigen Landesverfassungsschutzämter können weder der 

AfD-Bundespartei noch dem Landesverband Nordrhein-Westfalen der AfD ohne wei-

teres zugerechnet werden. Wie ausgeführt, ist die AfD-Bundespartei AfD bislang vom 

Bundesamt für Verfassungsschutz lediglich als Verdachtsfall eingestuft worden. Hin-

sichtlich des AfD-Landesverbandes Nordrhein-Westfalen ist dies bislang nicht der 

Fall. Im aktuellen nordrhein-westfälischen Verfassungsschutzbericht wird allein von 

rechtsextremistischen Zusammenschlüssen in und für die AfD berichtet, ohne den 

AfD-Landesverband Nordrhein-Westfalen als solchen entsprechend einzuordnen.  

 

Vgl. Ministerium des Innern für das Land Nordrhein-
Westfalen, Verfassungsschutzbericht des Landes 
Nordrhein-Westfalen über das Jahr 2024, S. 98 ff., 
abrufbar unter www.im.nrw.de.  
 

 

Der Beklagte hat ebenso wenig andere tragfähige Erkenntnisse dargetan, die mit der 

- wie ausgeführt - erforderlichen Gewissheit den Schluss darauf zulassen, dass die 

AfD-Bundespartei oder ihr Landesverband Nordrhein-Westfalen Bestrebungen im 

Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a WaffG verfolgt oder in den letzten fünf Jah-

ren vor dem hier verfügten Widerruf der waffenrechtlichen Erlaubnisse des Klägers 

verfolgt hat. In dieser Hinsicht sind auch keine anderweitigen tragfähigen Tatsachen 

bekannt.  

 

Hat der Kläger nach dem Vorstehenden im maßgeblichen Zeitpunkt des verfügten 

Erlaubniswiderrufs den Regeltatbestand waffenrechtlicher Unzuverlässigkeit nach 

§ 5 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b oder c WaffG schon nicht verwirklicht, ist auch im Übri-

gen nichts dargetan oder sonst ersichtlich, was seine waffenrechtliche Zuverlässig-

keit infrage stellt.  

 

Ist der verfügte Erlaubniswiderruf nach alledem rechtswidrig und verletzt er den Klä-

ger in seinen Rechten, gilt nichts Anderes, wenn diese Maßnahme gemäß § 47 
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VwVfG NRW in eine Erlaubnisrücknahme nach § 45 Abs. 1 WaffG umgedeutet wird. 

Nach dieser Vorschrift ist eine Erlaubnis nach dem Waffengesetz zurückzunehmen, 

wenn nachträglich bekannt wird, dass sie hätte versagt werden müssen. Die Voraus-

setzungen für eine solche Rücknahme der waffenrechtlichen Erlaubnisse des Klä-

gers liegen ebenfalls nicht vor. Als Versagungsgrund kommt ernsthaft allein in Be-

tracht, dass der Kläger über die erforderliche Zuverlässigkeit nicht verfügte. Wie aus-

geführt, ist weder etwas Tragfähiges dafür dargetan noch sonst ersichtlich, dass der 

Kläger im Zeitpunkt des verfügten Erlaubniswiderrufs über die erforderliche Zuver-

lässigkeit nicht (mehr) verfügte. Gleiches gilt im Hinblick auf den Zeitpunkt der Er-

laubniserteilung.  

 

bb) Aus der Rechtswidrigkeit von Erlaubniswiderruf bzw. -rücknahme folgt ohne wei-

teres, dass auch die die daran anknüpfenden Folgeanordnungen, soweit sie noch 

Verfahrensgegenstand sind, rechtswidrig sind. Das gilt für die Anordnung, näher be-

zeichnete Waffen und Munition nachweislich einem Berechtigten zu überlassen oder 

unbrauchbar zu machen (Nr. III) des Bescheides) sowie die Erlaubnisdokumente zu-

rückzugeben (Nr. III des Bescheides). Auch diese Maßnahmen verletzen den Kläger 

in seinen Rechten. Vor diesem Hintergrund können neben der bereits vom Verwal-

tungsgericht aufgehobenen Zwangsgeldandrohung (Nr. IV des Bescheides) auch die 

im Bescheid getroffene Feststellung der Kostenpflicht und die Gebührenfestsetzung 

zulasten des Klägers (Nr. VI des Bescheides) keinen Bestand haben.  

 

cc) Der Bescheid ist ebenfalls rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen Rech-

ten, soweit der Beklagte die noch anhängigen Anträge des Klägers auf Erteilung der 

Erlaubnis zum Besitz der unter Nr. II des Bescheides näher bezeichneter Waffen ab-

gelehnt hat. Dem Kläger steht ein Anspruch darauf zu, dass der Beklagte ihm diese 

Erlaubnisse - gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 WaffG durch eine entsprechende Waffenbe-

sitzkarte oder Eintragung der betreffenden Waffe in eine bereits vorhandene Waffen-

besitzkarte - erteilt. Die Erteilungsvoraussetzungen gemäß § 4 Abs. 1 WaffG liegen 

vor. Der Kläger verfügte - wie ausgeführt - im Zeitpunkt des verfügten Erlaubniswi-

derrufs über die erforderliche Zuverlässigkeit. Es ist weder dargetan noch sonst er-

sichtlich, dass sich daran im für die Verpflichtung zur Erlaubniserteilung maßgebli-

chen Zeitpunkt der vorliegenden Beschlussfassung etwas geändert hat. Der Beklagte 

hat eingeräumt, dass die übrigen Erteilungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 1 WaffG 
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im Hinblick auf die noch in Rede stehenden Schusswaffen - das sind diejenigen, de-

ren Erwerb der Kläger unter dem 4. November 2021, 31. Januar 2022, 28. Februar 

2022, 1. Mai 2022 und 17. September 2022 angezeigt hat - vorliegen.  

 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1, § 161 Abs. 2 Satz 1 VwGO. Soweit 

die Beteiligten das Verfahren in der Berufungsinstanz übereinstimmend in der 

Hauptsache für erledigt erklärt haben, entspricht es der Billigkeit, dass der Beklagte 

auch insoweit die Verfahrenskosten trägt. Das folgt aus dem Rechtsgedanken von 

§ 155 Abs. 1 Satz 3 VwGO. Danach können die Kosten einem Beteiligten ganz auf-

erlegt werden, wenn der andere nur zu einem geringen Teil unterlegen ist. Selbst 

unterstellt, dass der Kläger im Hinblick auf die Repetierbüchse Anschütz mit seinen 

ursprünglichen Klageanträgen unterlegen gewesen wäre, hätte dies nur einen ge-

ringfügigen Teil ausgemacht. Hinzu tritt, dass sich dieser Teil hinsichtlich des Streit-

werts und damit auch hinsichtlich der Verfahrenskosten nicht auswirkt  

 

Die die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO, § 708 

Nr. 11, § 711 ZPO. 

 

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen von § 132 Abs. 2 VwGO 

nicht vorliegen. 

 

 

Die Streitwertentscheidung beruht auf § 52 Abs. 1 bis 3, § 63 Abs. 3 Satz 1 GKG. Die 

erstinstanzliche Festsetzung ist entsprechend abzuändern. 

 

Nach der ständigen Streitwertpraxis des Senats ist in Fällen, in denen um die Er-

laubnis zum Erwerb bzw. Besitz von Waffen gestritten wird, das Besitzinteresse in 

Anlehnung an Nr. 50.2 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit im 

Ausgangspunkt mit dem Auffangwert von 5.000,- Euro aus § 52 Abs. 2 GKG zu be-

werten, und zwar unabhängig davon, in wie vielen Waffenbesitzkarten die streitigen 

Waffen eingetragen sind oder eingetragen werden sollen. Dieser Wert ist im Ansatz 

um 750,- Euro für jede weitere Waffe, um die in demselben Verfahren gestritten wird, 

zu erhöhen. In Fällen, in denen eine besonders große Anzahl von Waffen in Rede 
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steht, hält der Senat eine angemessene Begrenzung für angezeigt, die im Regelfall 

bei dem fünffachen Betrag des Auffangwertes liegt oder erreicht ist. 

 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 23. Juni 2010 
- 20 B 45/10 -, juris, m. w. N. 
 

 

Eine Orientierung an Nr. 50.2 des Streitwertkatalogs scheidet auch dann aus, wenn 

eine Erlaubnis für Waffensammler in Streit steht. In diesen Fällen ist eine freie Be-

wertung angezeigt, in deren Rahmen allerdings sowohl die Anzahl der bereits erwor-

benen und auf der oder den betreffenden Waffenbesitzkarte(n) eingetragenen Waf-

fen als auch die Anzahl der dem Sammelthema insgesamt zuzurechnenden Waffen 

eine Rolle spielen können.  

 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 23. Juni 2010 
- 20 B 45/10 -, juris, m. w. N. 
 

 

In Anwendung dieser Grundsätze ergibt sich hier für den im Streit stehenden Wider-

ruf der waffenrechtlichen Erlaubnisse des Klägers ein Streitwert von 56.500,- Euro. 

Im Hinblick darauf, dass in den widerrufenen Standard- und Sportschützenwaffenbe-

sitzkarten mehr als 60 Waffen eingetragen sind, ist insofern eine Begrenzung des 

Streitwerts für das Hauptsacheverfahren auf den Betrag von 25.000,- Euro interes-

sengerecht und angemessen. Hinzu tritt der Streitwert für den Widerruf der dem An-

tragsteller als Sammler erteilten Waffenbesitzkarten, in denen mehr als 100 Waffen 

eingetragen sind. In Anbetracht dieser beträchtlichen Anzahl von Waffen ist insoweit 

ebenfalls der Ansatz des fünffachen Auffangwerts, also 25.000,- Euro, als Streitwert 

interessengerecht und angemessen. Für den Widerruf des Kleinen Waffenscheins 

sind weitere 5.000,- Euro (§ 52 Abs. 2 GKG), für den Widerruf des Munitionser-

werbsscheins weitere 1.500,- Euro anzusetzen (Nr. 50.3 des Streitwertkatalogs für 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit).  

 

Die daneben streitige Verpflichtung zur Erteilung waffenrechtlicher Erlaubnisse zum 

Besitz weiterer Schusswaffen fällt bei der Streitwertfestsetzung nicht mehr ins Ge-

wicht, zumal der Beklagte darüber zugleich mit dem streitigen Widerruf der waffen-

rechtlichen Erlaubnisse des Klägers befunden hat. Schon deshalb wirkt es sich für 
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die Streitwertfestsetzung auch nicht erhöhend aus, dass der Kläger ursprünglich 

auch die Verpflichtung des Beklagten zur Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis 

zum Besitz der Repetierbüchse Anschütz begehrt hat.  

 

Der Betrag der festgesetzten Verwaltungsgebühr ist hingegen hinzusetzen (§ 52 

Abs. 3 GKG).  

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 
 

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden.  

 

Die Beschwerde ist beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 

Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses 

Beschlusses schriftlich einzulegen. Die Beschwerde muss den angefochtenen Be-

schluss bezeichnen.  

 

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Beschlusses 

zu begründen. Die Begründung ist bei dem oben genannten Gericht schriftlich einzu-

reichen.  

 

Auf die unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des 

öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur Übermittlung von Schriftstücken als elektroni-

sches Dokument nach Maßgabe der §§ 55a, 55d VwGO und der Verordnung über 

die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über 

das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-

Verordnung - ERVV -) wird hingewiesen.  

 

Im Beschwerdeverfahren müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevollmächtigte 

vertreten lassen; dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde und für die Be-

gründung. Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechts-

lehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaa-

tes der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über 

den europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Rich-

teramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. Auf die zusätzlichen Vertre-
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tungsmöglichkeiten für Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 

einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-

sammenschlüsse wird hingewiesen (vgl. § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und § 5 Nr. 6 des 

Einführungsgesetzes zum Rechtsdienstleistungsgesetz - RDGEG -). 

 

Die Streitwertfestsetzung ist unanfechtbar. 

 

Lechtermann     Kaufhold    Seeger 

 

 

  

 




